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Details

Geschäftsart Verschiedenes

Grad

Publikation alle

Eingereicht am 04.05.2021

Eingereicht von

Abgeschlossen am 24.06.2021

Status abgeschlossen

Zuständig Staatskanzlei

Verfahrensstand 24.06.2021:

Kommissionen

Geschäftsverlauf

24.06.2021

Bewilligung der Fristerstreckungsgesuche gemäss Zwischenbericht mit folgender Anpassung:
Motion der SVP-Fraktion betreffend Standesinitiative gegen die Genehmigung des
vorliegenden EU-Rahmenabkommens (Vorlage Nr. 2937.1 - 16010) infolge
Gegenstandslosigkeit als erledigt erklärt.

Traktandiert  02.06.2021

Traktandiert für 24. Juni 2021

Geschäft-Nr. ID Laufnummer Titel Versanddatum

3241 2 16618 Bericht und Antrag der erw. Staatswirtschaftskom. 14.06.2021

Kommission bestellt  06.05.2021

Direktüberweisung an erweiterte Staatswirtschaftskommisson.

Kommissionen Staatswirtschaftskom. erweitert

Traktandiert für Kommissionsbestellung  04.05.2021

Traktandiert für 6. Mai 2021

Geschäft-Nr. ID Laufnummer Titel Versanddatum

3241 1a 16592 Beilage: Auszug aus dem Geschäftsverzeichnis 05.05.2021

3241 1 16592 Bericht und Antrag des Regierungsrats 05.05.2021

Referenzen

3076 Interpellation von Thomas Gander, Patrick Iten, Mario Reinschmidt und Rainer Suter betreffend ehehafte Wasserrechte

3053 Motion von Luzian Franzini, Isabel Liniger und Fabio Iten betreffend ein kantonales Behindertengleichstellungsgesetz

3045 Postulat der CVP-Fraktion betreffend Senkung der Aufenthaltstaxen in der Alterspflege im Kanton Zug

3032 Motion des Büros des Kantonsrats betreffend Verkürzung der Frist für die Einreichung von Stimmrechtsbeschwerden nach einem
zweiten Wahlgang für die Wahl der Mitglieder des Ständerats

2952 Motion der CVP-Fraktion betreffend eine neue Kantonsschule gehört in den Ennetsee

2951 Interpellation von Daniel Stadlin betreffend moderne Zuger Kantonsgeschichte 

2937 Motion der SVP-Fraktion betreffend Standesinitiative gegen die Genehmigung des vorliegenden EU-Rahmenabkommens

2294 Postulat der SVP-Fraktion betreffend 45 Ämter sind genug


